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NDB-Artikel
 
Kircheisen, Friedrich Leopold von (preußischer Adel 1798) preußischer
Staatsmann, * 28.6.1749 Berlin, † 18.3.1825 Berlin. (evangelisch)
 
Genealogie
V Karl David K. († 1770), Geh. Kriegsrat, Polizeipräs, u. Präs. d. Magistrats in B.,
S d. Reg.-sekr. Christoph in Dresden u. d. Rebecca Elisabeth Wächter;
 
M Friederike Henriette, T d. Ernst Wilhelm Lauer, preuß. Kapitän d. Art., u. d.
Juliane Susanne Haneburg;
 
⚭ Berlin 1777 Karoline Philippine, T d. Kriegsrats Karl Benjamin Fischer in B. u.
d. Charlotte Christiane Gloxin;
 
8 K.
 
 
Leben
Nach dem Besuch des Joachimthalschen Gymnasiums studierte K. seit 1767
in Halle die Rechte. Danach trat er als Referendar in den Justizdienst ein
und wurde 1773 zum Kammergerichtsrat ernannt. Dem 1772 neugebildeten
Oberrevisionskollegium beim Generaldirektorium gehörte er seit 1776 als
Assessor, seit 1777 als Oberrevisionsrat an. An dem Urteil des Kammergerichts
im Prozeß des Müllers Arnold (1779) war er zwar beteiligt, entging aber
der Maßregelung durch den König, weil er bei der Beschlußfassung über
den Hauptstreitpunkt nicht zugegen gewesen war. Die nach dem Sturz
des Großkanzlers von Fürst im Gefolge des Arnoldprozesses von dessen
Nachfolger, dem Großkanzler von Carmer, eingeleitete Justizreform eröffnete
K. ein bedeutendes Wirkungsfeld. Als einer der Hauptmitarbeiter des
ihm geistesverwandten C. G. Svarez hat er sich bei der Sichtung und
Bearbeitung des Materials für das „Allgemeine Landrecht“ bleibende Verdienste
erworben. Als Direktor des Instruktionssenats bekleidete er seit 1787 die
höchste Stelle, die beim Kammergericht für einen Rat bürgerlicher Herkunft
erreichbar war. Sein Votum im Prozeß gegen den Prediger Schulz aus Gielsdorf
(1792) trug ihm die Ungnade Carmers ein, was seinen weiteren Aufstieg
vorübergehend hemmte. Im Auftrage Hardenbergs, des Provinzialministers
für die Markgrafschaften Ansbach und Bayreuth, hat K. 1795 die preußische
Justizorganisation in den neuen Landesteilen eingerichtet. Im gleichen
Jahre wurde er zum Vize-Präsidenten des Kammergerichts ernannt. Der
Zusammenbruch des altpreußischen Staates und seine Reorganisation im
Zeichen der Stein-Hardenbergischen Reformen haben K. weiter nach oben
geführt. Als Beyme nach Steins Entlassung Justizminister wurde, trat K.
1809 seine Nachfolge als Chef-Präsident des Kammergerichts an. Schon
ein Jahr später, nach der Berufung Hardenbergs in das neugeschaffene



Staatskanzleramt, wurde K. zum Justizminister ernannt und erhielt damit das
Amt, das er 15 Jahre lang bis in seine letzten Lebenstage verwaltet hat.
 
Durch die Verordnung „über die veränderte Verfassung der obersten
Staatsbehörden“ vom 27.10.1810 wurde der Geschäftskreis des Justizministers
umgrenzt und seine Stellung im Vergleich zu der des früheren Großkanzlers
wesentlich herabgedrückt. Wie die anderen Ressortminister auch, war
er der Kontrolle des Staatskanzlers unterworfen. Als Mann der Carmer-
Svarezschen Schule und energischer Verfechter der Unabhängigkeit des
Richterstandes, die er auch in der Stellung des Justizministers anerkannt
wissen wollte, hat er sich nur widerwillig in diesen Rahmen gefügt. Das
hat zu ständigen Reibungen mit dem Staatskanzler geführt, der K. mehr
und mehr wichtige Kompetenzbereiche zu entziehen und in gefügigere
Hände zu legen suchte. Mit der Bildung eines besonderen Ministeriums
für Gesetzesrevision (1817) wurde K. in der Person von Beyme ein zweiter
Justizminister an die Seite gestellt, dem die Justizorganisation der neuen
preußischen Provinzen, insbesondere der Rheinlande, übertragen wurde.
K. hat denn auch seine Absicht, in den Rheinprovinzen das altpreußische
Recht an Stelle des hier gültigen französischen Rechts einzuführen, nicht
durchzusetzen vermocht. Der Dualismus zwischen den altpreußischen und
den rheinischen Rechtsinstitutionen zeigte sich in seiner Problematik bei der
Entscheidung eines in der öffentlichen Meinung heftig diskutierten Kriminalfalls,
des Mordprozesses gegen den Kaufmann Fonk vor dem Trierer Schwurgericht
(1821–23). Zum letztenmal in seiner langen Laufbahn sah sich K. hier vor
die Frage nach den Grenzen des landesherrlichen Einspruchrechts gegen ein
bereits gefälltes Gerichtsurteil gestellt. Obwohl selbst von jeher ein Feind jeder
Art von Kabinettsjustiz, beantragte er, um einem Justizmord vorzubeugen, dem
Spruch der Trierer Geschworenen die königliche Bestätigung zu versagen, ohne
die nach altpreußischem Recht ein Todesurteil nicht rechtskräftig war, der aber
nach der rheinischen Prozeßordnung ein Schwurgerichtsurteil nicht unterworfen
sein konnte.
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ADB-Artikel
 
 
Kircheisen: Friedrich Leopold v. K., verdienter preußischer Geheimer Staats-
und Justizminister, geb. zu Berlin den 28. Juni 1749, † daselbst den 18. März
1825. Sein Vater, Karl David K., ausgezeichnet durch Geist und Herz, machte
sich bekannt durch kraftvolle Verwaltung der Polizei in Berlin während der
schwierigsten Verhältnisse vom Jahre 1742 an bis 1777 (vgl. National-Zeitung
1878, Nr. 396 vom 23. August, S. 3). — Seine Mutter, eine geborene Lauer,
war gleichfalls mit Recht von dem Sohne innigst geliebt und verehrt. Schon
als Schüler auf dem Joachimsthal’schen Gymnasium, in dessen erster Klaffe
Vorlesungen über Naturrecht und Institutionen gehalten wurden, zeigte er
Neigung zu juristischen Studien und erhielt von dem 80jährigen Rector Dr.
Heinius das Zeugniß: „ein guter Kopf, könnte fleißiger sein, aber ein guter Jurist
wird er dereinst werden“ — was in vollstem Maße in Erfüllung ging. 1767 bezog
K. die Universität Halle, wo ihn unter seinen Lehrern vor Allem Madihn anzog;
ihm bekannte er später oftmals Alles zu verdanken, was er im Richteramte
zu leisten im Stande war. Kaum waren die Studien beendet, mußte K. als
Referendar ernstlich auf Erwerb bedacht sein, da die Vermögensverhältnisse
sich nicht günstig gestaltet hatten. Nach bestandenem Examen wurde er 23
Jahre alt zum Kammergerichtsrath ernannt, erhielt 1776 eine Assessorstelle
im Oberrevisionscollegium und wurde 1777 Oberrevisionsrath. Er nahm
Theil an dem kammergerichtlichen Erkenntnisse in der Müller Arnold'schen
Sache, entging aber einer Bestrafung, während zu seinem größten Schmerze
drei der Kollegen und näheren Freunde nicht so gut wegkamen. K. wurde zu
den Vorarbeiten für die unter Friedrich des Großen Nachfolger fortgesetzten
Gesetzgebungsarbeiten herangezogen; man übertrug ihm die Ausarbeitung
eines Entwurfs zum Sachenrecht, sowie der vom Kammergericht eingereichten
Erinnerungen zu den einzelnen Theilen des Gesetzbuchsentwurfs und zog ihn
zu den Berathungen der Commission zu, wobei er neben Suarez und Klein
den Vortrag vor dem Großkanzler von Carmer hatte. Auch sonst wurde er mit
wichtigeren Angelegenheiten betraut, z. B. der Regulirung des Nachlasses
des Markgrafen Friedrich Heinrich zu Schwedt. Mit besonderem Eifer und mit
größter Gewissenhaftigkeit leitete er die Arbeiten der Krimmaldeputation
des Kammergerichts, zog jüngere,|tüchtige Kräfte heran und brachte die bis
dahin arg vernachlässigte Kriminalrechtswissenschaft und Praxis auf bessere
Bahnen, hierin den alten Ruhm des Gerichtshofes von Neuem befestigend.
Dem Antrage, ihn zum Justitiar des Generaldirectorii, später aber ihn zum
Polizeidirector für Berlin zu ernennen, wich er geschickt aus, in dem Glauben,
daß seine Kräfte in juristischen Aemtern besser sich verwerthen ließen
und in Abneigung gegen die letzte ihm angebotene Stellung, deren viele
Unannehmlichkeiten, große Gefahren und geringe Aussichten auf Würdigung
geleisteter Dienste und etwelchen Dank er genugsam im väterlichen Hause
kennen gelernt hatte. Zum Vicepräsidenten des Kammergerichts ernannt,
erledigte K. 1795 ehrenvoll den ihm seitens des damaligen dirigirenden
Ministers in den Fürstenthümern Ansbach und Baireuth, des nachherigen
Staatskanzlers Fürsten v. Hardenberg, gewordenen Auftrag, die preußische
Justiz in diesen neu erworbenen Provinzen einzuführen, konnte sich aber
zu einer ihm angebotenen Anstellung in diesen Fürstenthümern nicht



verstehen. Zu neuen Würden stieg K. nach der Thronbesteigung Friedrich
Wilhelms III. empor. Er wurde 1798 in den Adelstand erhoben und erhielt im
August desselben Jahres von der Hallenser Juristenfacultät die Doctorwürde,
verhandelte 1799 mit den kurmärkischen Ständen über das Provinzialrecht
und übernahm nach dem Tode des Geheimen Oberjustizraths Baumgarten
das Amt als vortragender Rath beim Großkanzler. Nach Bearbeitung des
vom Kammergerichtsrath Müller verfaßten Entwurfs eines Anhanges zum
Allgemeinen Landrecht und der Kriminalordnung wurde er erster Präsident
des Kammergerichts, 1809 Chefpräsident desselben mit dem Range eines
Geheimen Staatsraths, im Januar 1810 Ritter der dritten Klasse des rothen
Adlerordens, bald darauf (9. Juni) Justizminister. Mit jugendlichem Eifer
gab er sich ganz und voll diesem neuen schweren Amte hin, vorsichtig in
der Befürwortung von Reformen an der von ihm lebhaft vertretenen und
vertheidigten Carmer-Suarez’schen Gesetzgebung, aber auch unverdrossen in
der Durchführung einmal beschlossener, offen und freimüthig seine Bedenken
äußernd, streng zuerst gegen sich selbst, dann aber auch gegen Andere,
eifriger Anhänger des monarchischen Princips, treu und wahr gegen Freund
und Feind. Für die trüben Jahre, die über Preußen hereinbrachen und in seiner
hohen Stellung einen Mann von außergewöhnlicher Thatkraft und Einsicht
erforderten, entschädigten ihn die endlich nahenden Tage der Wiedergeburt
des Vaterlandes. Aus der Hauptstadt Frankreichs erhielt er 1814 die Insignien
des rothen Adlerordens als Beweis der Zufriedenheit seines Königs mit seiner
ministeriellen Wirksamkeit, wurde 1815 seitens der Akademie der nützlichen
Wissenschaften in Erfurt durch Ernennung zu deren Mitgliede geehrt, bei
Gelegenheit des Festes 50jähriger Amtsführung am 30. Januar 1821 in den
weitesten Kreisen gefeiert, durch Verleihung des ersten Ordens des Staates und
huldreiches Schreiben des Königs zu weiterer rastloser Thätigkeit ermuthigt.
Stellten sich auch allmählich die Beschwerden des Alters, namentlich Schwäche
des Gehörs ein, so ließ ihn dies doch nicht rasten und erledigte er namentlich
noch die ihm 1823 übertragene Prüfung des Fonk’schen Processes. Aber
es nahmen seine Kräfte immer mehr ab; Schwäche der Füße hinderte die
Bewegung und aufs Tiefste schmerzte nach überaus glücklicher 47jähriger
Ehe der Tod seiner Gattin, einer Tochter des Kriegsraths v. Fischer, nach
langen körperlichen Leiden derselben. Mitten in der Arbeit traf ihn am 16.
März 1825 ein Nervenschlag, dessen Folgen am 18. März im 76. Jahre, nach
einer Dienstzeit von über 50 Jahren, sein Leben endeten. Von acht Kindern
überlebten ihn nur ein Sohn und zwei Töchter. Ein Freund Schiller'scher Muse
(die „Ideale“ waren sein Lieblingsgedicht), ein eifriger Verehrer Spalding's,
wirkte K. Gutes auch außerhalb seines Amtes, wo irgend er konnte; er war
Präsident der Haupt-Bibelgesellschaft, Vorsteher des Bürger-|Rettungsinstitutes,
Mitglied der Armenspeisungsanstalt, überall hülfreich und wohlthätig. — Bei
Gelegenheit der Jubelfeier Kircheisen's ließen die Räthe des Kammergerichts
dessen Brustbild in Marmor durch den Bildhauer Professor Rauch anfertigen;
dasselbe wurde im großen Sitzungssaale der Büste Cocceji's gegenüber
aufgestellt. Von schriftstellerischen Arbeiten sei noch erwähnt der Aufsatz „Wer
hat die Kriminal-Ordnung gemacht?“ in Mathis' Monatschrift, Bd. IV, S. 232
—36; ein anderer im Archiv des Kriminalrechts II. 116—38, auch das „Votum
des Justizministers betr. die Organisation der Justiz in den Rheinprovinzen mit
Bezug auf die von der königl. Immediat-Justizcommission zu Köln gemachten
Vorschläge“, Berl. 1818. — Sein Nachfolger im Justizministerium war Graf v.



Dankelmann — nicht, wie man nach Allg. D. Biogr. VII. 727 glauben könnte,
Mühler.
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